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eder Mensch, der durch die Hand ei-
nes anderen ums Leben kommt, ist

ein Toter zu viel. Man könnte deshalb
Pazifist werden. Dann muss man aber
auch bereit sein, entweder Unrecht
undGewalthilfloszuertragenoderim
StileGandhisseineigenesLebenindie
Waagschale zu werfen.

Das kommt für die wenigsten in
Frage; schon gar nicht für einen Staat,
der eine Schutzfunktion gegenüber
seinen Bürgern hat. Armeen sind des-
halb unvermeidlich. Und im 21. Jahr-
hundertsindsievoralleminasymme-
trischer Kriegsführung mit einen Ter-
rorismus konfrontiert, der keinen
Staat kennt. Dies ist eine Erkenntnis,
die sich in der deutschen Politik – mit
Ausnahme der Linkspartei – längst
durchgesetzt hat. Der Einsatz in Af-
ghanistan ist unvermeidlich, weil sich
Deutschland mit einem Rückzug als
europäische Mittelmacht aus der
Weltpolitik verabschieden würde.

Es ist deshalb hochgradig kontra-
produktiv, bei jedem neuen Kriegsto-

J ten den Einsatz infrage zu stellen. Wir
sind den Soldaten, die eine lebensge-
fährliche und wichtige Aufgabe über-
nehmen zu Dank verpflichtet und zu
größtmöglicher Unterstützung von
Seiten der Politik. Es ist ein Skandal,
dass keine Bundesregierung bisher
bereit war, den Bürgern reinen Wein
über die Realität einzuschenken – und
über die zukünftige Rolle Deutsch-
lands in der Welt nachzudenken. Als
Exportweltmeister können wir uns
zwanzig Jahre nach der Wiederver-
einigung nicht mehr im toten Winkel
der Weltpolitik verstecken.

Das gilt auch für die Medien. Wir
müssen im breiten Stil darüber reden,
wer wir sind und was wir sein wollen
und können. Falls US-General Stanley
McChrystal die deutsche Politik
nächste Woche daran erinnern sollte,
wäre ihm zu danken. Denn es gilt auch
für den Krieg die psychologische Er-
kenntnis: Alles Verdrängte kehrt zu-
rück.
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Das Verdrängte kehrt zurück

ischof Walter Mixa räumt also ein,
es könnte schon sein, dass ihm

mal die Hand ausgerutscht sei. Dass er
niemals „Watschn“ verteilt hat, hat
ihm eh keiner geglaubt. Das ist viel-
leicht auch nicht das Entscheidende.
Entscheidend ist, dass er gleich mit
seinen ersten Äußerungen, er habe
ein reines Herz und er habe niemals
Gewalt angewandt, gezeigt hat, dass er
nicht versteht, worum es geht. Näm-
lich darum, Transparenz herzustellen
und den Opfern mit Respekt zu begeg-
nen.

Natürlich ändern sich die Zeiten:
Ohrfeigen sind noch nicht lange ver-
pönt, erst vor zehn Jahren ist hierzu-
lande das entsprechende Gesetz geän-
dert worden. Andernorts ist die Frage,
ob man seine Kinder schlagen und
züchtigen darf, sogar noch hoch um-
stritten. In Neuseeland etwa wird seit
zwei Jahren vehement gegen eine Ge-
setzesänderung, welche die Prügel-
strafe für Kinder sanktionieren soll,
protestiert.

B MixasschroffeReaktionenvorzwei
Wochen zeigen, dass ihm seine eigene
Autorität wichtiger ist als alles andere.
Ihn als Opfer der Diffamierung darzu-
stellen, war als Strategie des Bistums
ein Hohn gegenüber den Opfern sei-
ner Erziehungsmethode. Mit seiner
Haltung hat er sie als Lügner und Ver-
wirrte darzustellen versucht, und mit
seinem Versprechen, er werde für sie
beten, hat er gut katholisch noch eins
draufgesetzt.

Mixa streitet immer noch ab, Kin-
der mit Fäusten bearbeitet zu haben,
wie es mehrere Heimkinder eides-
stattlich bezeugen. Also heißt es jetzt
noch mal zwei Wochen warten, dann
kommt möglicherweise auch hier ein
Eingeständnis, ein Hinweis auf die an-
deren Zeiten, auf Lücken im Gedächt-
nis und vielleicht ja sogar die Ent-
schuldigung, die die Opfer sich wün-
schen. Und vielleicht dann der Rück-
tritt. In dem Fall könnte man sagen:
besser spät als nie.
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Die Hand Gottes

Mixa hat nie verstanden, worum es geht:
um Transparenz und um Respekt vor den Opfern

usgerechnet während das Anse-
hen der Politiker in Großbritan-

nien einen Tiefpunkt erreicht, berei-
chert ein neues Element den briti-
schen Wahlkampf: die Fernsehdebat-
te zwischen Premierminister Gordon
Brown, Oppositionsführer David Ca-
meron und Liberalenchef Nick Clegg.

Interessant war das Spektakel am
Donnerstagabend aber nur, weil sich
die britische Wählerschaft bisher
standhaft weigert, sich für irgendeine
Partei wirklich zu interessieren. Und
dass Clegg, das Leichtgewicht unter
den dreien, als relativer Gewinner aus
der Show hervorging, hatte höchstens
mit Neugier auf ein unbekanntes und
eher unbelastetes Gesicht zu tun, we-
niger mit der Zustimmung zu einem
Parteiprogramm, das mit Merkwür-
digkeiten wie einem Freizügigkeits-
verbot für Immigranten innerhalb
des Staatsgebiets aufwartet.

Bis Donnerstagabend wusste die
Mehrheit der britischen Wähler nicht
einmal, wie der Führer der Liberalen

A überhaupt aussieht. Jetzt erwartet sie
ein Wahlkampf zwischen drei zuneh-
mend als gleichwertig beurteilten po-
litischen Strömungen. Wenn die wei-
teren Debatten diesen Trend bestäti-
gen, ist der Wahlausgang völlig offen.

Die verbleibenden Wochen vor der
Parlamentswahl am 6. Mai drohen da-
her spannender zu werden, als es den
Wählern lieb ist. Der Favorit Cameron
wirkt blass, Amtsinhaber Brown abge-
nutzt. Wenn keiner die absolute Mehr-
heit schafft, werden die Liberalen un-
ter Clegg Königsmacher. Je besser er
sich schlägt, desto mehr wird er unter
Druck kommen, eine Koalitionsaus-
sage zu machen. Dies kann er aber
nicht, denn es gibt darüber keinen
Konsens in seiner Partei: gut möglich,
dass die Wähler dieses Spielchen nicht
goutieren und sich auch hier ent-
täuscht abwenden. Dann steht am En-
de nicht der Aufbruch in eine neue
Ära, sondern die Ausweitung der Poli-
tikverdrossenheit.
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eit Wochen wird an einem neu-
en Sanktionsbeschluss gegen
den Iran gebastelt: Frankreich
befürwortet harte Sanktionen

auch gegen iranische Ölexporte, die
USA plädieren für Maßnahmen gegen
den iranischen Finanzsektor, die Bun-
desregierung bevorzugt Sanktionen
gegen die Führung der Islamischen
Republik, Russland prüft wohlwollend
alle Vorschläge. Nur China tanzt bisher
aus der Reihe.

Beide Seiten, der Westen und Iran,
mobilisieren gegenwärtig für ihre Po-
sitionen. Obama nutzte den Atomgip-
fel Anfang dieser Woche in Washing-
ton, um China in das antiiranische La-
ger zu ziehen. Der Iran kontert dieser
Tage mit einer eigenen nuklearen Ab-
rüstungskonferenz unter dem Motto
„Atomenergie für alle – Atomwaffen
für niemanden“.

Dabei ist aus Sicht der USA und der
EU einschließlich der Mainstream-
medien der Iran derjenige, der bar je-
der Vernunft handelt und den Westen
wieder neu provoziert. Umgekehrt
werfen der offizielle Iran und mit ihm
die blockfreien Staaten der westlichen
Seite einen double standard, Missach-
tung des Völkerrechts und imperialis-
tisches Gehabe vor.

Die Täuschungsmanöver

Irgendwie scheinen beide Seiten ein
wenig recht zu haben, und irgendwie
scheinen beide Seiten auch ganz ande-
re Ziele zu verfolgen, als sie vorgeben.
Die westliche Seite behauptet, die Wei-
terverbreitung von Atomwaffen ver-
hindern zu wollen. Und die iranische
Seite pocht auf ihr im Vertrag zur Ver-
hinderung der Weiterverbreitung von
Atomwaffen (NPT) verankertes Recht
und meint, Irans Energieversorgung
durch die Nukleartechnik sichern zu
wollen. Schaut man aber genauer hin,
dann fällt auf, dass beide Seiten den ei-
gentlichen Konflik, nämlich das Si-
cherheitsdilemma im Mittleren und
Nahen Osten, so systematisch wie kon-
sequent umgehen.

Israel hat sich nämlich bereits in
den 1960er-Jahren entschieden, das
eigene Sicherheitsdilemma, hervorge-
rufen durch die Übermacht der Israel
umgebenden arabisch-islamischen
Staaten (ungleiche Bevölkerungszahl,
Ressourcen, Soldaten, Waffenarsena-
le), durch eigene Atomwaffen zu besei-
tigen. Es schaffte sich heimlich 200 bis
300 Atombomben und auch die erfor-
derlichen Trägersysteme wie Raketen
mittlerer Reichweite und U-Boote an.
Machtpolitisch und militärstrategisch
erscheint Israels Politik plausibel.
Ebenso plausibel erscheint allerdings

S
auch, dass Israels atomare Vorherr-
schaft ein neues Sicherheitsproblem
für alle anderen Staaten schuf, die in
der Reichweite von Israels Trägersys-
temen liegen.

Alle umgehen das Kernproblem

Obwohl dieses unbestreitbar regiona-
le Sicherheitsproblem der eigentliche
Grund ist, weshalb die Islamische Re-
publik den Aufbau eigener Nuklearka-
pazitäten betreibt, hat keine der bei-
den Seiten, haben weder USA, EU noch
Iran – und auch das ist ein Fakt – sich
bisher auf dieses Problem bezogen.
Warum eigentlich nicht?

Die westliche Seite hätte ja Iran an-
bieten können, im Gegenzug für einen
Verzicht auf Urananreicherung dem
iranischen Sicherheitsbedürfnis
ernsthaft Rechnung zu tragen. Bei ih-
ren bisherigen Offerten wurde Irans
Sicherheitsproblem bestenfalls ange-
deutet. Könnte es sein, dass die USA Is-
raels atomare Vorherrschaft – sei es
wegen des Einflusses der israelischen
Lobby auf die US-Präsidenten, sei es
wegen der eigenen hegemonialen Vor-
herrschaft im Mittleren und Nahen
Osten – nicht zur Disposition stellen
wollen und daher den NPT lediglich als
Vorwand benutzen, um Irans Atom-
waffen zu verhindern?

Auch die Islamische Republik und
alle ihre Regierungen haben bisher
strikt vermieden, von der westlichen
Seite zu verlangen, Israels Atomwaffen
in die Verhandlungen einzubeziehen.
Könnte es wiederum sein, dass die ira-
nische Seite im Wissen, dass Israels
Atombomben nicht verhandelbar
sind, ebenso konsequent den NPT als

Vorwand benutzt und Zeit gewinnen
will, um irgendwann doch die eigenen
Nuklearkapazitäten zu schaffen und
damit das regionale „Gleichgewicht
des Schreckens“ herzustellen?

Alle Indizien sprechen dafür, dass
beide Seiten die Weltöffentlichkeit
über ihre wahren Ziele täuschen und
versuchen, diese mit dem NPT zu
rechtfertigen. Das Hin und Her, mit
dem die Weltöffentlichkeit seit etli-
chen Jahren hingehalten wird, deutet
auf eine Wahl zwischen Pest und Cho-
lera hin: Entweder eskaliert der Kon-
flikt zu einem neuen Krieg mit Folgen
für Menschen, Wirtschaft und Um-
welt, die die Katastrophen aller bishe-
rigen Kriege im Mittleren und Nahen
Osten in den Schatten stellen. Oder
aber dem Iran gelingt der Griff nach
der Atombombe, dann wird in der Re-
gion ein nukleares Wettrüsten in Gang
gesetzt, das zur Verschwendung regio-
naler Ressourcen führt und auch die
Feindbilder zwischen Arabern, Ira-
nern, Türken, Kurden, zwischen Mos-
lems, Christen und Juden vervielfäl-
tigt, die die Demokratiebewegungen
im Iran und in der ganzen Region auf
Jahrzehnte blockieren.

Irans atomare Aufrüstung ist die
schlechteste aller sicherheitspoliti-
schen Lösungen für Iran und die Regi-
on, genauso wie Israels Atomwaffen
die ungeeignetste aller Alternativen
sind, die Sicherheit der israelischen
Bevölkerung vor realen Bedrohungen
dauerhaft herzustellen. Diese kann
auch niemals gegen die islamisch-ara-
bischen Nachbarstaaten, sondern nur
mit ihnen erreicht werden. Gegenteili-
ge Annahmen entspringen nicht der
Vernunft, sondern purer Ideologie
oder einem Überlegenheitswahn.

Neues Wettrüsten droht

Die Lösung des Sicherheitsproblems
aller Staaten und Menschen im Mittle-
ren und Nahen Osten ist und bleibt die
Perspektive der gemeinsamen Sicher-
heit einschließlich einer atomwaffen-
freien Zone und die Kooperation in der
Region. Der aktuelle Iran-Konflikt
könnte letztlich auch in dieser Per-
spektive eine gerechte Lösung finden.
Als erste vertrauensbildende Maßnah-
me dazu müssten USA und EU sehr
ernsthaft und konsequent Israel auf-
fordern, dem NPT beizutreten, um auf
dieser neuen Grundlage mit dem Iran
zu verhandeln. Obamas Vorstoß in die-
se Richtung verschwand bald im in-
nenpolitischen Gezänk um seine Ge-
sundheitsreform, er müsste jedoch
dringend und erneut auf die weltpoli-
tische Agenda gesetzt werden.

MOHSSEN MASSARRAT

Tabu frisst Sicherheit
ABRÜSTUNG Wer verhindern will, dass Iran sich die Atombombe besorgt, muss

endlich Israels Atomwaffen in den Abrüstungsverhandlungen thematisieren

Irans atomare Aufrüstung
ist die schlechteste aller
Lösungen für Iran und die
Region – genauso wie
Israels Atomwaffen
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